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ab) „schnelles Schiff“: ein Fahrzeug mit Maschinenantrieb, ausgenommen ein Kleinfahrzeug, das 
mit mehr als 40 km/h gegenüber Wasser fahren kann (z.B. ein Tragflügelboot, Luftkissen-
fahrzeug oder Fahrzeug mit mehrfachem Schiffskörper) und wenn dies im Schiffsattest 
eingetragen ist; 

ac)1 „Inland AIS Gerät“: ein Gerät, das auf einem Fahrzeug eingebaut ist und im Sinne des Standards 
„Schiffsverfolgung und Aufspürung in der Binnenschifffahrt“ (Beschluss 2006-I-21) genutzt 
wird. 

 
§ 1.02 

Schiffsführer 
 
1. Jedes Fahrzeug sowie jeder Schwimmkörper muss unter der Führung einer hierfür geeigneten 

Person stehen. Diese wird als „Schiffsführer“ bezeichnet. Seine Eignung gilt als vorhanden, wenn 
er 
- ein Rheinpatent für die betreffende Fahrzeugart und -größe und die zu durchfahrende Strecke, 
- ein anderes nach der Patentverordnung Rhein2 zugelassenes oder 
- ein nach der Patentverordnung Rhein2 als gleichwertig anerkanntes Zeugnis für die Fahrzeugart 

und -größe 
 besitzt. Bei als gleichwertig anerkannten Zeugnissen muss er auf bestimmten Streckenabschnitten 

zusätzlich das nach der Patentverordnung Rhein2 geforderte Streckenzeugnis besitzen. 
 
2. Jeder Verband muss gleichfalls unter der Führung eines hierfür geeigneten Schiffsführers stehen.  
 Stellt ein Fahrzeug mit Maschinenantrieb die Hauptantriebskraft, ist dessen Schiffsführer zugleich 

der Führer des Verbandes. 
 Stellen mehrere Fahrzeuge die Hauptantriebskraft, ist der Führer des Verbandes rechtzeitig zu 

bestimmen. 
 Bei Schubverbänden, die durch zwei schiebende Fahrzeuge nebeneinander fortbewegt werden, ist 

der Führer des Verbandes der Schiffsführer des schiebenden Fahrzeugs an der Steuerbordseite. 
3. In einem Schubverband benötigen die geschobenen Fahrzeuge keinen eigenen Schiffsführer, 

sondern unterstehen der Führung des schiebenden Fahrzeugs. 
 Befindet sich unter gekuppelten Fahrzeugen ein Schubleichter, kann der Führer der gekuppelten 

Fahrzeuge zugleich die Aufgaben des Schiffsführers des Schubleichters wahrnehmen. 
4. Der Schiffsführer muss während der Fahrt an Bord sein, auf schwimmenden Geräten ferner auch 

während des Betriebs. 
5. Der Schiffsführer ist, unbeschadet der Verantwortung anderer Personen, für die Befolgung dieser 

Verordnung verantwortlich. Die Führer von Verbänden sind für die Befolgung der für diese 
geltenden Bestimmungen verantwortlich. 

 In einem Schleppverband haben die Schiffsführer der geschleppten Fahrzeuge die Anweisungen des 
Führers des Schleppverbandes zu befolgen; sie haben jedoch auch ohne solche Anweisungen alle 
Maßnahmen zu treffen, die für die sichere Führung ihrer Fahrzeuge durch die Umstände geboten 
sind. Das gleiche gilt für die Schiffsführer gekuppelter Fahrzeuge, die nicht zugleich Führer des 
Verbandes sind. 

6. Ist für stillliegende Fahrzeuge oder Schwimmkörper eine Person als Wache oder als Aufsicht nach 
§ 7.08 bestellt, tritt diese Person an die Stelle des Schiffsführers.  

7. Die Fähigkeiten des Schiffsführers dürfen nicht durch Übermüdung, Einwirkung von Alkohol, 
Medikamenten, Drogen oder aus einem anderen Grund beeinträchtigt sein. 

 Bei einer Blutalkoholkonzentration von 0,5 oder mehr Promille oder einer Alkoholmenge im 
Körper, die zu einer solchen Blutalkoholkonzentration führt, oder bei einem gleichwertigen 
Alkoholgehalt in der Atemluft ist es dem Schiffsführer verboten, das Fahrzeug zu führen. 

                                                 
1  Buchstabe ac gilt vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23). 
2  Der Begriff „Patentverordnung Rhein“ gilt vom 1.4.2011 bis 30.6.2011 (Beschluss 2010-II-23). 
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§ 1.03 

Pflichten der Besatzung und sonstiger Personen an Bord 
 
1. Die Besatzung hat den Anweisungen des Schiffsführers Folge zu leisten, die dieser im Rahmen 

seiner Verantwortlichkeit erteilt. Sie hat zur Einhaltung dieser Verordnung ihrerseits beizutragen. 
 
2. Alle übrigen an Bord befindlichen Personen haben die Anweisungen zu befolgen, die ihnen vom 

Schiffsführer im Interesse der Sicherheit der Schifffahrt und der Ordnung an Bord erteilt werden. 
 
3. Mitglieder der Besatzung und sonstige Personen an Bord, die vorübergehend selbständig den Kurs 

und die Geschwindigkeit des Fahrzeugs bestimmen, sind insoweit auch für die Befolgung der 
Bestimmungen dieser Verordnung verantwortlich. 

 
4. Die Fähigkeiten der diensttuenden Mitglieder der Mindestbesatzung nach der Rheinschiffsunter-

suchungsordnung und sonstige Personen an Bord, die vorübergehend selbständig den Kurs und die 
Geschwindigkeit des Fahrzeugs bestimmen, dürfen nicht durch Übermüdung, Einwirkung von 
Alkohol, Medikamenten, Drogen oder aus einem anderen Grund beeinträchtigt sein. 

 
 Bei einer Blutalkoholkonzentration von 0,5 oder mehr Promille oder einer Alkoholmenge im 

Körper, die zu einer solchen Blutalkoholkonzentration führt, oder bei einem gleichwertigen 
Alkoholgehalt in der Atemluft, ist es den in Satz 1 genannten Personen verboten, den Kurs und die 
Geschwindigkeit des Fahrzeugs zu bestimmen. 

 
 

§ 1.04 
Allgemeine Sorgfaltspflicht 

 
 Über diese Verordnung hinaus hat der Schiffsführer alle Vorsichtsmaßregeln zu treffen, welche die 

allgemeine Sorgfaltspflicht und die Übung der Schifffahrt gebieten, um insbesondere 
 

a) die Gefährdung von Menschenleben, 
b) die Beschädigung anderer Fahrzeuge oder Schwimmkörper, der Ufer, der Regelungsbauwerke 

sowie von Anlagen jeder Art in der Wasserstraße oder an ihren Ufern,  
c) die Behinderung der Schifffahrt, 
d) die übermäßige Beeinträchtigung der Umwelt 
 

 zu vermeiden. 
 

§ 1.05 
Verhalten unter besonderen Umständen 

 
 Bei unmittelbar drohender Gefahr müssen die Schiffsführer alle Maßnahmen treffen, die die 

Umstände gebieten, auch wenn sie dadurch gezwungen sind, von dieser Verordnung abzuweichen. 
 
 

§ 1.06 
Benutzung der Wasserstraße 

 
 Unbeschadet der §§ 8.08, 9.02 Nr. 10, 10.01, 10.02, 11.01, 11.02, 11.03, 11.04 und 11.05 dieser 

Verordnung müssen Länge, Breite, Höhe, Tiefgang und Geschwindigkeit der Fahrzeuge und 
Verbände den Gegebenheiten der Wasserstraße und der Anlagen angepasst sein. 
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§ 1.07 

Anforderungen an die Beladung und Sicht; Höchstzahl der Fahrgäste 
 
1. Fahrzeuge dürfen nicht tiefer als bis zur Unterkante der Einsenkungsmarken abgeladen sein. 
2.1 Die freie Sicht darf durch die Ladung oder die Trimmlage des Fahrzeuges nicht weiter als 350 m 

vor dem Bug eingeschränkt werden. 
 Wird während der Fahrt die unmittelbare Sicht nach hinten eingeschränkt, kann dies durch ein 

optisches Hilfsmittel ausgeglichen werden, das in einem ausreichenden Blickfeld ein klares und 
unverzerrtes Bild liefert. 

 Ist beim Durchfahren von Brücken oder Schleusen infolge der Ladung keine ausreichende 
unmittelbare Sicht nach vorne möglich, kann dies während der Durchfahrt durch den Einsatz von 
Flachspiegelperiskopen, Radargeräten oder eines Ausguckes, der in ständiger Verbindung mit dem 
Steuerhaus steht, ausgeglichen werden. 

3. Die Ladung darf die Stabilität des Fahrzeugs und die Festigkeit des Schiffskörpers nicht gefährden. 
4. Bei Fahrzeugen, die Container befördern, muss außerdem vor Antritt der Fahrt eine besondere 

Überprüfung der Stabilität in folgenden Fällen vorgenommen werden: 
a) bei Fahrzeugen mit einer Breite von weniger als 9,50 m, wenn die Container in mehr als einer 

Lage geladen sind, 
b) bei Fahrzeugen mit einer Breite von 9,50 m bis unter 11,00 m, wenn die Container in mehr als 

zwei Lagen geladen sind und 
c) bei Fahrzeugen mit einer Breite von 11,00 m oder mehr, 
 - wenn die Container in mehr als drei Breiten und mehr als zwei Lagen geladen sind, 
 oder  
 - wenn die Container in mehr als drei Lagen geladen sind. 

5. Fahrzeuge, die zur Beförderung von Fahrgästen bestimmt sind, dürfen nicht mehr Fahrgäste an 
Bord haben, als von der zuständigen Behörde zugelassen sind. 

 Unbeschadet des Satzes 1 dürfen sich während der Fahrt an Bord von schnellen Schiffen nicht mehr 
Personen befinden, als Sitze vorhanden sind. 

 
 

§ 1.08 
Bau, Ausrüstung und Besatzung der Fahrzeuge 

 
1. Fahrzeuge müssen so gebaut und ausgerüstet sein, dass die Sicherheit der an Bord befindlichen 

Personen und der Schifffahrt gewährleistet ist und die Verpflichtungen aus dieser Verordnung 
erfüllt werden können. 

2. Die Besatzung aller Fahrzeuge muss nach Zahl und Eignung ausreichen, um die Sicherheit der an 
Bord befindlichen Personen und der Schifffahrt zu gewährleisten. 

3. Diese Voraussetzungen gelten als erfüllt, wenn das Fahrzeug mit einem Schiffsattest nach der 
Rheinschiffsuntersuchungsordnung oder einem nach der Rheinschiffsuntersuchungsordnung als 
gleichwertig anerkannten Zeugnis versehen ist, Bau und Ausrüstung des Fahrzeugs den Angaben 
des Attestes oder des Zeugnisses entsprechen und Besatzung und Betrieb mit den Vorschriften der 
Rheinschiffsuntersuchungsordnung übereinstimmen. 

4. Unbeschadet der Nummer 3 müssen die unter Nummer 44 im Schiffsattest eingetragenen 
Einzelrettungsmittel für Fahrgäste in einer der Verteilung der Fahrgäste entsprechenden Anzahl für 
Erwachsene und für Kinder an Bord vorhanden sein, wobei für Kinder bis zu 30 kg Körpergewicht 
oder 6 Jahren Alter nur Feststoffwesten nach den in § 10.05 Nr. 2 Rheinschiffsuntersuchungs-
ordnung genannten Normen zulässig sind. 

 

                                                 
1  Nummer 2 gilt vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (angenommen mit Beschluss 2004-II-16, verlängert mit Beschluss 2007-II-18 und 2010-II-23). 
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§ 1.09 

Besetzung des Ruders 
 
1. Auf jedem in Fahrt befindlichen Fahrzeug muss das Ruder mit einer hierfür geeigneten Person im 

Alter von mindestens 16 Jahren besetzt sein. 

2. Die Altersvorschrift gilt nicht für Kleinfahrzeuge ohne Maschinenantrieb. 

3. Zur sicheren Steuerung des Fahrzeugs muss der Rudergänger in der Lage sein, alle im Steuerhaus 
ankommenden oder von dort ausgehenden Informationen und Weisungen zu empfangen und zu 
geben. Insbesondere muss er die Schallzeichen wahrnehmen können und nach allen Seiten 
genügend freie Sicht haben. 

4. Soweit es besondere Umstände erfordern, muss zur Unterrichtung des Rudergängers ein Ausguck 
oder Horchposten aufgestellt werden. 

5. Auf jedem in Fahrt befindlichen schnellen Schiff muss das Ruder von einer Person, die das für die 
zu befahrende Strecke erforderliche Patent nach der Patentverordnung Rhein1 und das Radarpatent 
besitzt, besetzt sein. Eine zweite Person, die ebenfalls das für die zu befahrende Strecke 
erforderliche Patent nach der Patentverordnung Rhein1 und das Radarpatent besitzt, muss sich im 
Steuerhaus befinden, ausgenommen beim An- und Ablegen sowie in den Schleusenvorhäfen und in 
den Schleusen. 

 
 

§ 1.10 
Mitführen von Urkunden und sonstigen Unterlagen an Bord 

 
1. Folgende Urkunden und sonstige Unterlagen müssen sich, soweit sie auf Grund besonderer 

Bestimmungen vorgeschrieben sind, an Bord befinden: 
a) das Schiffsattest oder die als Ersatz zugelassene Urkunde oder ein nach der 

Rheinschiffsuntersuchungsordnung als gleichwertig anerkanntes Zeugnis, 
b) das Rheinpatent oder ein anderes nach der Patentverordnung Rhein1 zugelassenes 

Schiffsführerzeugnis oder ein nach der Patentverordnung Rhein1 als gleichwertig anerkanntes 
Zeugnis und für die anderen Mitglieder der Besatzung das ordnungsgemäß ausgefüllte 
Schifferdienstbuch oder das Rheinpatent oder ein anderes nach der Patentverordnung Rhein1 
zugelassenes Zeugnis oder ein nach der Patentverordnung Rhein1 als gleichwertig anerkanntes 
Zeugnis; bei als gleichwertig anerkannten Zeugnissen hat der Schiffsführer auf bestimmten 
Streckenabschnitten zusätzlich das nach der Patentverordnung Rhein1 geforderte 
Streckenzeugnis mitzuführen, 

c)2 das ordnungsgemäß ausgefüllte Bordbuch einschließlich der Bescheinigung nach Anlage K der 
Rheinschiffsuntersuchungsordnung oder einer Kopie der Seite mit den Eintragungen der Fahr- 
beziehungsweise Ruhezeiten aus dem Bordbuch des Schiffes, auf dem die letzte Reise des 
Besatzungsmitgliedes stattgefunden hat. 

d) die Bescheinigung über die Ausgabe der Bordbücher, 
e) die Rheinschifffahrtszugehörigkeitsurkunde, 
f) der Eichschein des Fahrzeugs, 
g) die Bescheinigung über Einbau und Funktion des Fahrtenschreibers sowie die vorgeschriebenen 

Aufzeichnungen des Fahrtenschreibers, 

                                                 
1  Der Begriff „Patentverordnung Rhein“ gilt vom 1.4.2011 bis 30.6.2011 (Beschluss 2010-II-23). 
2  Buchstabe c gilt vom 1.4.2010 bis 31.3.2013 (Beschluss 2009-II-17). 
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h) das Radarpatent oder ein anderes nach der Patentverordnung Rhein1 anerkanntes Zeugnis; diese 

Dokumente sind an Bord nicht erforderlich, wenn die Rheinpatentkarte die Eintragung „Radar“ 
oder ein anderes Schiffsführerzeugnis, das nach der Patentverordnung Rhein1 zugelassen ist, die 
entsprechende Eintragung enthält; wenn die Zentralkommission für die Rheinschifffahrt das 
Schiffsführerzeugnis und das Radarzeugnis eines Staates als gleichwertig anerkannt hat, wird 
das Radarzeugnis nicht gefordert, sofern das Schiffsführerzeugnis einen entsprechenden 
Vermerk enthält, 

i) die nach § 7.06 Nr. 1 Rheinschiffsuntersuchungsordnung erforderliche Bescheinigung über 
Einbau und Funktion von Radaranlage und Wendeanzeiger, 

k) ein Sprechfunkzeugnis für die Bedienung von Schiffsfunkstellen gemäß Anhang 5 der 
Regionalen Vereinbarung über den Binnenschifffahrtsfunk, 

l) die Urkunde „Frequenzzuteilung“, 
m) das Handbuch Binnenschifffahrtsfunk, Allgemeiner Teil und Regionaler Teil Rhein/ Mosel, 
n) das ordnungsgemäß ausgefüllte Ölkontrollbuch, 
o) die Urkunden für Schiffsdampfkessel und sonstige Druckbehälter, 
p) die Bescheinigung für Flüssiggasanlagen,  
q) die Unterlagen über elektrische Anlagen, 
r) die Prüfbescheinigungen über tragbare Feuerlöscher und fest installierte Feuerlöschanlagen, 
s) die Prüfbescheinigung über Krane, 
t) die nach ADN Unterabschnitt 8.1.2.1, 8.1.2.2 und 8.1.2.3 erforderlichen Urkunden, 
u) bei Containerbeförderung die von einer Schiffsuntersuchungskommission geprüften Stabili-

tätsunterlagen des Fahrzeugs, einschließlich Stauplan oder Ladungsliste für den jeweiligen 
Beladungsfall und das Ergebnis der Stabilitätsberechnung für den jeweiligen, einen früheren 
vergleichbaren oder einen standardisierten Beladungsfall jeweils unter Angabe des verwendeten 
Berechnungsverfahrens, 

v) die Bescheinigung über Dauer und örtliche Begrenzung der Baustelle, auf der das Baustellen-
fahrzeug eingesetzt werden darf, 

w) auf der Strecke zwischen Basel und Mannheim für Fahrzeuge mit einer Länge über 110 m der in 
§ 22a.05 Nr. 2 Buchstabe b Rheinschiffsuntersuchungsordnung vorgeschriebene Nachweis, 

x) die nach § 8a.02 Nr. 3 Rheinschiffsuntersuchungsordnung erforderlichen Kopien des Typ-
genehmigungsbogens und des Motorparameterprotokolls aller Motoren, 

y) die Bescheinigung für die nach § 10.02 Nr. 2 Buchstabe a der 
Rheinschiffsuntersuchungsordnung vorgeschriebenen Drahtseile, 

z) die Bescheinigung über Einbau und Funktion des Inland AIS Geräts, 
aa) die Bescheinigungen, die nach §§ 4.01 Nr. 2, 4.04 Nr. 2 und 4.04 Nr. 3 der Verordnung über 

Sicherheitspersonal in der Fahrgastschifffahrt vorgeschrieben sind. 
 
2. Die Schiffspapiere nach Nummer 1 Buchstabe a, e und f müssen jedoch nicht mitgeführt werden auf 

Schubleichtern, auf denen eine Metalltafel nach folgendem Muster angebracht ist: 
 EINHEITLICHE EUROPÄISCHE SCHIFFSNUMMER: ............................................................ - R 
 SCHIFFSATTEST 
 - NUMMER: .........................................................................................................................................  
 - SUK: ...................................................................................................................................................  
 - GÜLTIG BIS: .....................................................................................................................................  
 wobei der Hinweis auf die Rheinschifffahrtszugehörigkeitsurkunde in einem Großbuchstaben R 

nach der einheitlichen europäischen Schiffsnummer besteht. 

                                                 
1  Der Begriff „Patentverordnung Rhein“ gilt vom 1.4.2011 bis 30.6.2011 (Beschluss 2010-II-23). 
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Sofern der Schubleichter über eine amtliche Schiffsnummer verfügt, ist dieser Begriff auf der 
Metalltafel anzubringen und die amtliche Schiffsnummer des Schubleichters anzugeben. 
Die geforderten Angaben müssen auf der Metalltafel in gut lesbaren Buchstaben von mindestens 
6 mm Höhe eingeschlagen oder eingekörnt sein. 

Die Metalltafel muss mindestens 60 mm hoch und 120 mm lang sein. Sie muss gut sichtbar und 
dauerhaft auf der hinteren Steuerbordseite des Schubleichters befestigt sein. 

Die Übereinstimmung der Angaben auf der Metalltafel, mit Ausnahme des Buchstabens R, mit 
denen im Schiffsattest des Schubleichters muss von einer Schiffsuntersuchungskommission dadurch 
bestätigt sein, dass ihr Zeichen auf der Metalltafel eingeschlagen ist. 
 
Die Schiffspapiere nach Nummer 1 Buchstabe a, e und f muss der Eigentümer des Schubleichters 
aufbewahren. 
 
Auf die Mitführung der Schiffspapiere nach Nummer 1 Buchstabe x kann verzichtet werden, wenn 
zusätzlich die Typgenehmigungsnummer nach Anlage J Teil I Nr. 1.1.3 Rheinschiffsuntersuchungs-
ordnung auf der Metalltafel angebracht ist. 
 

3. Auf Baustellenfahrzeugen nach der Rheinschiffsuntersuchungsordnung, auf denen weder ein 
Steuerhaus noch eine Wohnung vorhanden ist, brauchen die Schiffspapiere nach Nummer 1 
Buchstabe a, e und f nicht an Bord mitgeführt zu werden; diese müssen jedoch jederzeit im Bereich 
der Baustelle verfügbar sein. Baustellenfahrzeuge müssen eine Bescheinigung der zuständigen 
Behörde über Dauer und örtliche Begrenzung der Baustelle, auf der das Fahrzeug eingesetzt werden 
darf, an Bord mitführen. 

 
4. Die Urkunden und sonstigen Unterlagen nach Nummer 1 sind auf Verlangen den Bediensteten der 

zuständigen Behörden auszuhändigen. 
 
 

§ 1.11 
Mitführen der Rheinschifffahrtspolizeiverordnung an Bord 

 
An Bord eines jeden Fahrzeugs, ausgenommen Kleinfahrzeuge und Schubleichter, muss sich ein 
Abdruck dieser Verordnung, in ihrer jeweils geltenden Fassung, einschließlich der 
Rechtsverordnungen nach § 1.22 Nr. 3, befinden. Es darf auch eine auf elektronischem Wege 
jederzeit lesbare Textfassung sein. 

 
§ 1.12 

Gefährdung durch Gegenstände an Bord; Verlust von Gegenständen; Schifffahrtshindernisse 
 
1. Gegenstände, die eine Beeinträchtigung nach § 1.04 verursachen können, dürfen über die 

Bordwand der Fahrzeuge, die Schwimmkörper oder die schwimmenden Anlagen nicht hinausragen. 
 
2. Aufgeholte Anker dürfen nicht unter den Boden oder den Kiel des Fahrzeugs reichen. 
 
3. Hat ein Fahrzeug oder ein Schwimmkörper einen Gegenstand verloren und kann die Schifffahrt 

dadurch behindert oder gefährdet werden, muss der Schiffsführer dies unverzüglich der nächsten 
zuständigen Behörde mitteilen und dabei die Stelle des Verlustes so genau wie möglich angeben. 
Ferner hat er die Stelle nach Möglichkeit zu kennzeichnen. 

 
4. Trifft ein Fahrzeug in der Wasserstraße ein störendes Hindernis an, muss der Schiffsführer dies 

unverzüglich der nächsten zuständigen Behörde mitteilen; er hat dabei die Stelle, wo das Hindernis 
angetroffen wurde, so genau wie möglich anzugeben. 
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KAPITEL 4 
 

SCHALLZEICHEN DER FAHRZEUGE; 
SPRECHFUNK; NAVIGATIONSGERÄTE1 

 
 

Abschnitt I. Schallzeichen 
(Anlage 6) 

 
 

§ 4.01 
Allgemeines 

 
1. Soweit in dieser Verordnung Schallzeichen vorgesehen sind und nicht die Verwendung der Glocke 

vorgeschrieben ist, müssen sie wie folgt gegeben werden: 
 

a) auf Fahrzeugen mit Maschinenantrieb, ausgenommen Kleinfahrzeuge, mittels mechanisch 
betriebener Schallgeräte, die genügend hoch angebracht sind, dass sich der Schall nach vorn und 
möglichst auch nach hinten frei ausbreiten kann; 

 
b) auf Fahrzeugen ohne Maschinenantrieb und auf Kleinfahrzeugen mittels eines Schallgeräts, einer 

geeigneten Hupe oder eines geeigneten Horns. 
 
2. Auf Fahrzeugen mit Maschinenantrieb müssen gleichzeitig mit den Schallzeichen gleich lange 

Lichtzeichen gegeben werden, die gelb, hell und von allen Seiten sichtbar sein müssen. Dies gilt 
nicht für Kleinfahrzeuge sowie für Glockenzeichen. 

 
3. Fahren Fahrzeuge in einem Verband, sind die vorgeschriebenen Schallzeichen nur von dem 

Fahrzeug zu geben, auf dem sich der Führer des Verbandes befindet, bei Schleppverbänden von 
dem motorisierten Fahrzeug an der Spitze des Verbandes. 

 
4. Eine Gruppe von Glockenschlägen muss etwa vier Sekunden dauern. Sie kann durch Schläge von 

Metall auf Metall gleicher Dauer ersetzt werden. 
 
 

§ 4.02 
Gebrauch der Schallzeichen 

 
1. Vorbehaltlich anderer Bestimmungen dieser Verordnung muss jedes Fahrzeug - mit Ausnahme der 

Kleinfahrzeuge - erforderlichenfalls die Zeichen nach Anlage 6 geben. 
 
2. Kleinfahrzeuge können erforderlichenfalls die allgemeinen Zeichen nach Abschnitt A der Anlage 6 

geben. 
 
 

§ 4.03 
Verbotene Schallzeichen 

 
1. Es ist verboten, andere als die in dieser Verordnung vorgesehenen Schallzeichen zu gebrauchen 

oder sie unter Umständen zu gebrauchen, für die sie durch diese Verordnung nicht vorgeschrieben 
oder zugelassen sind. 

                                                 
1  Die Überschrift gilt vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23). 
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2. Zur Verständigung von Fahrzeug zu Fahrzeug und zwischen Fahrzeug und Land dürfen jedoch auch 

andere Schallzeichen verwendet werden, sofern dies zu keiner Verwechslung mit den in dieser 
Verordnung vorgesehenen Schallzeichen führen kann. 

 
 

§ 4.04 
Notzeichen 

 
1. Ein Fahrzeug, das Hilfe durch Schallzeichen herbeirufen will (Fahrzeug in Not, Mann über Bord 

usw.) kann entweder mit der Glocke läuten oder lange Töne wiederholt abgeben. 
 
2. Diese Schallzeichen ersetzen oder ergänzen die Sichtzeichen nach § 3.30. 

 
 
 

Abschnitt II. Sprechfunk 
 

§ 4.05 
Sprechfunk 

 
1. Jede Sprechfunkanlage an Bord eines Fahrzeugs oder einer schwimmenden Anlage muss der 

Regionalen Vereinbarung über den Binnenschifffahrtsfunk entsprechen und gemäß den 
Vorschriften dieser Vereinbarung betrieben werden. Diese Vorschriften sind im Handbuch 
Binnenschifffahrtsfunk erläutert. 

 
2. Bei Funkverbindungen zwischen Schiffsfunkstellen ist die Sprache des Landes zu verwenden, in 

dem sich die Schiffsfunkstelle befindet, die das Funkgespräch beginnt. Bei Verständigungs-
schwierigkeiten ist die deutsche Sprache zu benutzen. 

 
3. Kanäle der Verkehrskreise öffentlicher Nachrichtenaustausch, Schiff-Schiff, Nautische Information 

und Schiff-Hafenbehörde dürfen nur für Nachrichten benutzt werden, die von dieser Verordnung 
vorgeschrieben oder zugelassen oder die aufgrund der Regionalen Vereinbarung über den 
Binnenschifffahrtsfunk zugelassen sind. 

 
4. Fahrzeuge mit Maschinenantrieb, ausgenommen Kleinfahrzeuge, dürfen nur fahren, wenn sie mit 

einer Sprechfunkanlage für die Verkehrskreise Schiff-Schiff, Nautische Information und Schiff-Ha-
fenbehörde ausgerüstet sind und diese in gutem Betriebszustand ist. 

 
 Die Sprechfunkanlage muss die gleichzeitige Hörbereitschaft auf 2 dieser Verkehrskreise 

gewährleisten. 
 
5. Fahrzeuge mit Maschinenantrieb in Fahrt, ausgenommen Kleinfahrzeuge, müssen die Anlage auf 

dem für den Verkehrskreis Schiff-Schiff zugewiesenen Kanal und nur in begründeten 
Ausnahmefällen auf dem Kanal eines anderen Verkehrskreises auf Empfang geschaltet haben sowie 
auf den für die Verkehrskreise Schiff-Schiff und Nautische Information zugewiesenen Kanälen die 
für die Sicherheit der Schifffahrt notwendigen Nachrichten geben. 

 
 Die Fahrzeuge müssen die Verkehrskreise Schiff-Schiff und Nautische Information gleichzeitig auf 

Empfang geschaltet haben.  
 
6. Das Tafelzeichen B.11 (Anlage 7) weist auf eine von der zuständigen Behörde festgelegte 

Verpflichtung hin, Sprechfunk zu benutzen. 
 

1.1.2004 
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Abschnitt III. Navigationsgeräte1 

 
§ 4.06 
Radar 

 
1. Fahrzeuge dürfen nur dann Radar benutzen, wenn 

a) sie mit einem Radargerät und einem Gerät zur Anzeige der Wendegeschwindigkeit des 
Fahrzeugs nach § 7.06 Nr. 1 Rheinschiffsuntersuchungsordnung ausgerüstet sind. Das gilt auch 
für Inland ECDIS Geräte, die unter Verwendung von Inland ECDIS beim Steuern des 
Fahrzeuges mit überlagertem Radarbild betrieben werden können (Navigationsmodus). Die 
Geräte müssen in gutem Betriebszustand sein und einem von der zuständigen Behörde eines 
Rheinuferstaates oder Belgiens für den Rhein zugelassenen Baumuster entsprechen. Nicht frei 
fahrende Fähren brauchen jedoch nicht mit einem Gerät zur Anzeige der Wendegeschwindigkeit 
ausgerüstet zu sein; 

b) sich an Bord eine Person befindet, die das Radarpatent oder ein anderes nach der 
Patentverordnung Rhein2 anerkanntes Zeugnis besitzt; bei guter Sicht kann jedoch Radar zu 
Übungszwecken verwendet werden, auch wenn sich eine solche Person nicht an Bord befindet. 

 Kleinfahrzeuge müssen außerdem mit einer in gutem Betriebszustand befindlichen 
Sprechfunkanlage für den Verkehrskreis Schiff--Schiff ausgerüstet sein. 

 
2. Bei Schubverbänden und gekuppelten Fahrzeugen gilt die Nummer 1 nur für das Fahrzeug, auf dem 

sich der Führer des Verbandes oder der gekuppelten Fahrzeuge befindet. 
 
3. Schnelle Schiffe in Fahrt müssen Radar benutzen. 
 
 

§ 4.071 

Inland AIS Geräte 
 
1.3 Fahrzeuge, ausgenommen Seeschiffe, dürfen nur dann AIS nutzen, wenn sie mit einem Inland AIS 

Gerät nach § 7.06 Rheinschiffsuntersuchungsordnung ausgerüstet sind. Die Geräte müssen in gutem 
Betriebszustand sein. 

 
 Kleinfahrzeuge müssen außerdem mit einer in gutem Betriebszustand befindlichen 

Sprechfunkanlage für den Verkehrskreis Schiff--Schiff ausgerüstet sein. 
 
2.1 Fahrzeuge dürfen nur dann AIS nutzen, wenn die in das AIS Gerät eingegebenen Parameter den 

tatsächlichen Parametern des Fahrzeugs zu jedem Zeitpunkt entsprechen. 
 
 
 

                                                 
1  Die Überschriften von Abschnitt III und von § 4.07 sowie Nummer 2 gelten vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23). 
2  Der Begriff „Patentverordnung Rhein“ gilt vom 1.4.2011 bis 30.6.2011 (Beschluss 2010-II-23). 
3  Nummer 1 gilt vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23). 

1.4.2011
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2. Fahrzeuge nach Nummer 1, die Sprechfunk nicht benutzen können, müssen, sobald und solange sie 

das in § 6.32 Nr. 2 Buchstabe d oder in § 6.33 Buchstabe b vorgeschriebene Schallzeichen eines 
herankommenden Fahrzeugs vernehmen, eine Gruppe von Glockenschlägen geben. Diese 
Schallzeichen sind in Abständen von längstens einer Minute zu wiederholen. 

 
3. Die Nummern 1 und 2 gelten nicht für geschobene Fahrzeuge in einem Schubverband. Bei 

gekuppelten Fahrzeugen gelten sie nur für eines der Fahrzeuge der Zusammenstellung. 
 

 
§ 6.32 

 
Mit Radar fahrende Fahrzeuge 

 
1. Fahrzeuge dürfen nur mit Radar fahren, wenn sich eine Person, die neben dem für die Fahrzeugart 

und die zu befahrende Strecke erforderlichen Rheinpatent oder neben einem anderen nach der 
Patentverordnung Rhein1 zugelassenen Befähigungszeugnis das Radarpatent nach der 
Patentverordnung Rhein1 besitzt, und eine zweite Person, die mit der Verwendung von Radar in der 
Schifffahrt hinreichend vertraut ist, ständig im Steuerhaus aufhalten. 

 
 Wenn im Schiffsattest vermerkt ist, dass das Fahrzeug über einen Radareinmannsteuerstand verfügt, 

muss sich die zweite Person nicht ständig im Steuerhaus aufhalten. 
 
2. Bei der Begegnung und der Vorbeifahrt ist folgendes zu beachten: 
 

a) bemerkt ein Fahrzeug in der Radarfahrt zu Berg auf dem Radarbildschirm entgegenkommende 
Fahrzeuge oder nähert es sich einer Strecke, in der sich Fahrzeuge befinden können, die das 
Radarbild noch nicht erfasst, muss es den entgegenkommenden Fahrzeugen über Sprechfunk 
seine Fahrzeugart, seinen Namen, seine Fahrtrichtung und seinen Standort mitteilen und die 
Vorbeifahrt absprechen; 

 
b) bemerkt jedoch ein Fahrzeug in der Radarfahrt zu Tal auf dem Radarbildschirm ein Fahrzeug, 

dessen Standort oder Kurs eine Gefahrenlage verursachen kann und das sich über Funk nicht 
gemeldet hat, muss es über Sprechfunk dieses Fahrzeug auf die gefährliche Situation hinweisen 
und die Vorbeifahrt absprechen; 

 
c) alle Fahrzeuge in der Radarfahrt, die über Sprechfunk angerufen werden, müssen über 

Sprechfunk antworten, indem sie ihre Fahrzeugart, ihren Namen, ihre Fahrtrichtung und ihren 
Standort mitteilen. Sie müssen dann mit den entgegenkommenden Fahrzeugen die Vorbeifahrt 
absprechen; Kleinfahrzeuge dürfen jedoch lediglich ansagen, nach welcher Seite sie ausweichen; 

 
d) wenn mit den entgegenkommenden Fahrzeugen kein Sprechfunkkontakt zustande kommt, muss 

das Fahrzeug in der Radarfahrt 
- einen „langen Ton“ geben, der so oft wie notwendig zu wiederholen ist, sowie 
- seine Geschwindigkeit vermindern und, falls nötig, anhalten. 

 
 Dies gilt auch für alle Fahrzeuge, die mit Radar fahren, gegenüber Fahrzeugen, die in der Nähe 

der Fahrrinne stillliegen und mit denen kein Sprechfunkkontakt zustande kommt. 
 

                                                 
1  Der Begriff „Patentverordnung Rhein“ gilt vom 1.4.2011 bis 30.6.2011 (Beschluss 2010-II-23). 
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3. Bei Schubverbänden und gekuppelten Fahrzeugen gelten die Nummern 1 und 2 nur für das 

Fahrzeug, auf dem sich der Schiffsführer des Verbandes oder der gekuppelten Fahrzeuge befindet. 
 
 

§ 6.33 
 

Nicht mit Radar fahrende Fahrzeuge 
 
 Fahrzeuge und Verbände, die kein Radar benutzen können und einen Liegeplatz aufsuchen müssen, 

müssen während der Fahrt zu dieser Stelle folgendes beachten: 
a) Sie müssen soweit wie möglich am Rand der Fahrrinne fahren. 

b) Jedes einzeln fahrende Fahrzeug, sowie jedes Fahrzeug, auf dem sich der Führer eines 
Verbandes befindet, müssen als Nebelzeichen „einen langen Ton“ geben; dieses Schallzeichen 
ist in Abständen von längstens einer Minute zu wiederholen. Auf diesem Fahrzeug ist ein 
Ausguck auf dem Vorschiff aufzustellen, bei Verbänden jedoch nur auf dem ersten Fahrzeug. 
Der Ausguck muss sich entweder in Sicht- oder in Hörweite des Schiffs- oder Verbandsführers 
befinden oder durch eine Sprechverbindung mit ihm verbunden sein. 

c) Sobald ein Fahrzeug über Sprechfunk von einem anderen Fahrzeug angerufen wird, muss es über 
Sprechfunk antworten, indem es seine Fahrzeugart, seinen Namen, seine Fahrtrichtung und 
seinen Standort mitteilt und angibt, dass es keine Radarfahrt durchführt und einen Liegeplatz 
sucht. Es muss dann mit dem entgegenkommenden Fahrzeug die Vorbeifahrt absprechen. 

d) Sobald ein Fahrzeug den langen Ton eines anderen Fahrzeugs hört, mit dem kein 
Sprechfunkkontakt zustande kommt, muss es, 

- wenn es sich in der Nähe eines Ufers befindet, an diesem Ufer bleiben und dort, falls 
erforderlich, bis zur Beendigung der Vorbeifahrt anhalten; 

- wenn es gerade von einem Ufer zum anderen wechselt, die Fahrrinne so weit und so schnell 
wie möglich freimachen. 
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KAPITEL 10 
 

BESCHRÄNKUNG DER SCHIFFFAHRT BEI 
HOCHWASSER UND BEI NIEDRIGWASSER 

 
 

§ 10.01 
Beschränkung der Schifffahrt bei Hochwasser  

oberhalb der Spyck'schen Fähre 
 
1. Zwischen der Mittleren Rheinbrücke in Basel (km 166,64) und den Schleusen Kembs (km 179,10) 

sowie zwischen den Schleusen Iffezheim (km 334,00) und der Spyck'schen Fähre (km 857,40) ist 
die Schifffahrt bei Hochwasserständen zwischen den Marken I und II nachstehenden 
Beschränkungen unterworfen: 
a) alle Fahrzeuge - mit Ausnahme der Kleinfahrzeuge ohne Maschinenantrieb - müssen sich in der 

Talfahrt möglichst in der Mitte, in der Bergfahrt im mittleren Drittel des Stromes halten; als 
Breite des Stromes gilt der Abstand zwischen den Uferlinien; beim Fahren einschließlich des 
Überholens sind höchstens bis zu zwei Schiffs- oder Verbandsbreiten zulässig; 

b) erfordern es die örtlichen Verhältnisse, abweichend von Buchstabe a näher an ein Ufer 
heranzufahren, müssen alle dort genannten Fahrzeuge dennoch möglichst weit vom Ufer entfernt 
bleiben und ihre Geschwindigkeit entsprechend vermindern; 

c) § 9.04 bleibt unberührt. Zwischen Lorch (km 540,20) und St. Goar (km 556,00) hat die Bergfahrt 
das mittlere Drittel des Stromes aber so weit zum linken Ufer einzuhalten, dass die Begegnung 
mit der Talfahrt ohne Gefahr Backbord an Backbord stattfinden kann; 

d) unbeschadet des § 6.20 darf die Höchstgeschwindigkeit der Fahrzeuge gegenüber dem Ufer 
20 km in der Stunde nicht überschreiten; 

e) nach Überschreiten der Hochwassermarke I dürfen innerhalb des entsprechenden Strecken-
abschnitts nur solche Fahrzeuge ihre Fahrt fortsetzen, die mit einer Sprechfunkanlage 
ausgerüstet sind. Sie müssen den Verkehrskreis Nautische Information auf Empfang geschaltet 
haben. Dies gilt nicht für Kleinfahrzeuge, die mit Muskelkraft fortbewegt werden; 

f) nach Überschreiten der Hochwassermarke I ist schnellen Schiffen die Fahrt verboten. 
 
2. Erreicht oder überschreitet der Wasserstand die Hochwassermarke II an dem Richtpegel für den 

unter Nummer 3 aufgeführten Streckenabschnitt, ist die Schifffahrt mit Ausnahme des Übersetz-
verkehrs innerhalb des Streckenabschnitts verboten. 

 
3. Die in Nummer 1 und 2 genannten Hochwassermarken werden durch folgende Wasserstände 

bestimmt und die Richtpegel für die Berg- oder Talfahrt gelten für die nachstehend aufgeführten 
Streckenabschnitte: 
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Strecke 

Richtpegel für 
Berg- und Talfahrt 

Wasserstand 

 Marke I Marke II 

 Basel (km 166,64) ____________________________________________________________________________

    Basel-Rheinhalle 
  Basel - Schleusen Kembs 7,00  8,20 

 Kembs (km 179,10) ___________________________________________________________________________
  
 Schleusen Iffezheim (km 334,00) _________________________________________________________________

    Maxau 
  Schleusen Iffezheim - Germersheim 6,20  7,50 

 Germersheim (km 384,00) ______________________________________________________________________

    Speyer 
  Germersheim - Mannheim-Rheinau 6,20  7,30 

 Mannheim-Rheinau (km 410,50)1 ________________________________________________________________

    Mannheim 
  Mannheim-Rheinau - Mannheim-Sandhofen 6,50  7,60 

 Mannheim-Sandhofen (km 431,50) _______________________________________________________________

    Worms 
  Mannheim-Sandhofen - Gernsheim 4,40  6,50 

 Gernsheim (km 462,00) ________________________________________________________________________

   Mainz 
  Gernsheim - Eltville 4,75  6,30 

 Eltville (km 511,00) ___________________________________________________________________________

    Bingen 
  Eltville - Lorch 3,50  4,90 

 Lorch (km 540,00)  

    Kaub 
  Lorch -  Bad Salzig 4,60  6,40 

 Bad Salzig (km 566,00) ________________________________________________________________________

    Koblenz 
  Bad Salzig - Engers 4,70  6,50 

 Engers (km 601,00) ___________________________________________________________________________

    Andernach 
  Engers - Bad Breisig 5,50  7,60 

 Bad  Breisig (km 624,00) _______________________________________________________________________

    Oberwinter 
  Bad Breisig - Mondorf 4,90  6,80 

 Mondorf (km 660,00) __________________________________________________________________________
  

 

                                                 
1 Die Angaben zu dem Streckenabschnitt Germersheim - Mannheim-Rheinau gelten vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23). 
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KAPITEL 11 
 

HÖCHSTABMESSUNGEN DER FAHRZEUGE,  
SCHUBVERBÄNDE UND 

SONSTIGER FAHRZEUGZUSAMMENSTELLUNGEN 
 
 

§ 11.01 
 

Höchstabmessungen der Fahrzeuge 
 
1. Ein Fahrzeug darf die Höchstlänge von 135 m nicht überschreiten. In der Talfahrt zwischen Lorch 

(km 540,20) und St. Goar (km 556,00) bei Wasserständen unter 0,85 m und über 4,60 m (Marke I) 
am Pegel Kaub darf es jedoch die Höchstlänge von 110 m nicht überschreiten. 
 

2. Ein Fahrzeug, ausgenommen ein Fahrgastschiff, mit einer Länge über 110 m, darf oberhalb von 
Mannheim nur fahren, wenn es die Anforderungen des § 22a.05 Nr. 2 Rheinschiffsuntersuchungs-
ordnung erfüllt. Ein Fahrgastschiff, mit einer Länge über 110 m, darf oberhalb von Mannheim nur 
fahren, wenn es die Anforderungen des § 22a.05 Nr. 3 Rheinschiffsuntersuchungsordnung erfüllt. 
Die von den für den jeweiligen Stromabschnitt zwischen Basel und Mannheim zuständigen 
Behörden erteilten und am 30. September 2001 gültigen Sondererlaubnisse für Fahrzeuge über 
110 m bis 135 m Länge bleiben mit den aus Sicherheitsgründen erteilten notwendigen Auflagen auf 
dem jeweiligen Stromabschnitt weiterhin gültig. 

 
3. Die für den Stromabschnitt zwischen Lorch (km 540,20) und St. Goar (km 556,00) zuständige 

Behörde kann bei Wasserständen unter 0,85 m und über 4,60 m (Marke I) am Pegel Kaub 
Fahrzeugen mit einer Länge über 110 m für die Talfahrt eine Sondererlaubnis erteilen. Sie legt 
dabei die aus Sicherheitsgründen notwendigen Auflagen fest. 

 
4. Ein Fahrzeug mit einer Länge über 110 m darf nur fahren, wenn es die Anforderungen des § 4.06 

Nr. 1 erfüllt. 
 
5. Die Breite eines Fahrzeuges darf 22,80 m und für den Stromabschnitt zwischen Pannerden 

(km 867,46) und Lekkanal (km 949,40) 17,70 m nicht überschreiten, sofern nicht die für den 
jeweiligen Stromabschnitt zuständige Behörde eine Sondererlaubnis für die Fahrt erteilt hat. 
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§ 11.021 

Höchstabmessungen der Schubverbände und der gekuppelten Fahrzeuge 
 
1. Schubverbände und gekuppelte Fahrzeuge dürfen die in Nummer 2 und 3 zugelassenen 

Abmessungen nicht überschreiten. Sie dürfen mit den zugelassenen Abmessungen nur fahren, wenn 
diese mit der zugelassenen Formation und der zugelassenen Beladung für die jeweilige 
Fahrtrichtung im Schiffsattest eingetragen sind. 

 
2. Die zuständige Behörde kann Schubverbände und gekuppelte Fahrzeuge mit größeren als den in 

Nummer 3 zugelassenen Abmessungen, mit anderen Antriebsarten und -leistungen und mit anderen 
Wasserständen für die betreffende Strecke für Versuchszwecke zulassen. 

 
3. Für die jeweilige Strecke gelten in der Berg- und Talfahrt folgende Abmessungen: 

 

 Strecke Länge in m Breite in m 

3.1 Basel (km 166,64) bis Schleusen Iffezheim (km 334,00) 

 a) Schleusen Kembs 

 aa) Westschleuse  180 22,90 

 bb) Ostschleuse  186,50 22,90 

 b) Schleusen Ottmarsheim 

 aa) große Schleuse 183 22,80 

 bb) kleine Schleuse 183 11,45 

 c) Schleusen Fessenheim, Vogelgrün, Marckolsheim und Rhinau 

 aa) große Schleuse 183 22,80  

 bb) kleine Schleuse 183 11,45 

 Diese Länge darf mit Erlaubnis der zuständigen Behörde auf 185 m erhöht werden. In 
diesem Fall ist § 6.28 Nr. 7 Buchstabe a und e nicht anzuwenden. 

 d) Schleusen Gerstheim und Straßburg 

 aa) große Schleuse 185 22,90 

 bb) kleine Schleuse 185 11,45 

 e) Schleusen Gambsheim und Iffezheim 270 22,90 

 Die zuständige Behörde kann eine größere Länge zulassen. 

3.2 a) Schleusen Iffezheim (km 334,00) bis Lorch (km 540,20) 193 22,90 

 b) Karlsruhe (km 359,80) bis Lorch (km 540,20) zusätzlich 153 34,35 

 nur Talfahrt und bei einem Wasserstand am Pegel Kaub von 1,20 m und mehr, wenn nicht 
die zuständige Behörde die Fahrt bei einem niedrigeren Wasserstand ausdrücklich 
zugelassen hat. Sofern am schiebenden Fahrzeug Schubleichter längsseits gekuppelt 
mitgeführt werden, müssen diese unbeladen sein. 

 

                                                 
1  § 11.02 gilt vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23). Die §§ 11.03 bis 11.05 sind für den gleichen Zeitraum gestrichen 

(Beschluss 2010-II-23). § 11.02 Nr. 3 Tabelle Punkt 3.5 Buchstabe e, bb wurde definitiv angenommen (Beschluss 2009-II-20).  
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KAPITEL 12 
 

STROMSTRECKEN MIT MELDEPFLICHT  
ODER MIT WAHRSCHAUREGELUNG 

 
§ 12.011 

Meldepflicht 
 
1.2 Die Schiffsführer von Fahrzeugen, die dem ADN unterliegen, von Tankschiffen, von Fahrzeugen, 

die mehr als 20 Container befördern, von Fahrzeugen mit einer Länge über 110 m, von Verbänden, 
Kabinenschiffen, Seeschiffen und Sondertransporten nach § 1.21 müssen sich vor der Einfahrt in 
die unter Nummer 6 genannten Strecken auf dem bekannt gegebenen Kanal melden und folgende 
Angaben machen: 
a) Schiffsgattung; 
b) Schiffsname; 
c) Standort, Fahrtrichtung; 
d) einheitliche europäische Schiffsnummer oder amtliche Schiffsnummer, bei Seeschiffen 

IMO-Nummer; 
e) Tragfähigkeit; 
f) Länge und Breite des Fahrzeugs; 
g) Art, Länge und Breite des Verbandes; 
h) Tiefgang (nur auf besondere Aufforderung); 
i) Fahrtroute; 
j) Beladehafen; 
k) Entladehafen; 
l)2 bei Gefahrgütern nach ADN: 

die UN-Nummer oder Stoffnummer,  
die offizielle Benennung für die Beförderung, sofern zutreffend ergänzt durch die technische 
Bezeichnung, 
die Klasse, den Klassifizierungscode und gegebenenfalls die Verpackungsgruppe, 
die Gesamtmenge der gefährlichen Güter, für die diese Angaben gelten, 

 bei anderen Gütern:  
die Art der Ladung (Stoffname, Stoffmenge); 

m) 0, 1, 2, 3 blaue Lichter/blaue Kegel; 
n) Anzahl der an Bord befindlichen Personen; 
o) Anzahl der an Bord befindlichen Container. 

 
2. Die unter Nummer 1 genannten Angaben mit Ausnahme von Buchstabe c und h können auch von 

anderen Stellen oder Personen schriftlich, telefonisch oder auf elektronischem Wege der zu-
ständigen Behörde rechtzeitig mitgeteilt werden. In jedem Fall muss der Schiffsführer melden, 
wenn er mit seinem Fahrzeug oder Verband in die meldepflichtige Strecke einfährt und diese 
wieder verlässt. 

 
3. In den nachfolgenden Fällen muss die Meldung nach Nummer 1 mit Ausnahme der Angaben von 

Buchstabe c, f, g, h, i, j und n auf elektronischem Wege gemäß dem Standard für elektronische 
Meldungen in der Binnenschifffahrt Edition 1.2 erfolgen: 
- Fahrzeuge und Verbände, die mehr als 20 Container an Bord haben, 
-2 Fahrzeuge und Verbände, die Container an Bord haben, deren Beförderung dem ADN unterliegt, 

unabhängig von der Anzahl der Container. 
 

                                                 
1  § 12.01 gilt vom 1.4.2011 bis 30.11.2013 (Beschluss 2010-II-23).  
2  Nr. 1, einleitender Satz, Nr. 1 Buchstabe l, einleitender Satz, und Nr. 3, 2. Spiegelstrich wurden definitiv angenommen (Beschluss 2009-II-20). 
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4. Unterbricht ein Fahrzeug in einer der unter Nummer 6 genannten Strecken die Fahrt für mehr als 

2 Stunden, muss der Schiffsführer Beginn und Ende der Unterbrechung melden. 
 
5. Ändern sich die Angaben nach Nummer 1 während der Fahrt in der meldepflichtigen Strecke, ist 

dies der zuständigen Behörde unverzüglich mitzuteilen. 
 
6. Auf den Strecken 

a) Basel (Mittlere Rheinbrücke km 166,64) bis Lauterburg (km 352,00), 
b) Lauterburg (km 352,00) bis Gorinchem (km 952,50) und 
c) Pannerden (km 876,50) bis Krimpen am Lek (km 989,20), 

 die mit dem Tafelzeichen B.11 und einer Zusatztafel „Meldepflicht“ gekennzeichnet sind, gilt die 
Meldepflicht nach Nummer 1 mit folgenden Maßgaben: 
-1 auf der Strecke nach Buchstabe a brauchen sich Verbände, die nicht dem ADN unterliegen, nicht 

zu melden; 
-1 auf der Strecke nach Buchstabe b sind von den Verbänden, die nicht dem ADN unterliegen, nur 

solche zu melden, deren Länge 140 m und deren Breite 15 m überschreiten und auf der Strecke 
nach Buchstabe c nur solche, deren Länge 110 m oder deren Breite 12 m überschreiten; 

- auf den Strecken nach Buchstabe b und c sind die Angaben nach Nummer 1 Buchstabe a, b und 
d auch beim Vorbeifahren an den übrigen Verkehrsposten, Revierzentralen und Schleusen sowie 
an den mit dem Tafelzeichen B.11 gekennzeichneten Meldepunkten zu machen. 

 
7. Die zuständige Behörde kann  

a) für Bunkerboote andere Meldepflichten festlegen, 
b) für Tagesausflugsschiffe eine Meldepflicht und deren Umfang festlegen. 

 
 

§ 12.02 
Wahrschauregelung auf der Strecke Oberwesel - St. Goar 

 
1. An der Strecke Oberwesel-St. Goar sind folgende Signalstellen eingerichtet: 
 Signalstelle A: km 550,57, linkes Ufer, 
  am Ochsenturm bei Oberwesel; 
 Signalstelle B: km 552,80, linkes Ufer, 
  am Kammereck; 
 Signalstelle C: km 553,61, linkes Ufer, 
  am Betteck; 
 Signalstelle D: km 554,34, linkes Ufer, 
  gegenüber der Loreley; 
 Signalstelle E:  km 555,43, linkes Ufer, 
  an der Bank. 
 

                                                 
1  1. und 2. Spiegelstrich wurden definitiv angenommen (Beschluss 2009-II-20). 

1.1.2011 




